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BdPiD c/oJózef Galiński…

                                                      BdPiD  c/o Andrzej Głowacki …

Herr Dr.Klaus Wowereit

Der Regierende Bürgermeister von Berlin

Senatskanzlei

Berliner Rathaus

10178 Berlin
Berlin, den 28.07.2014.

A N T R A G

Sehr geehrter Herr Bürgermeister von Berlin, 

wir bedanken uns für Ihre Antwort v. 16.01.14, die uns in Ihrem Namen Herr Björn Böhning übermittelt hatte. Wir haben auch einen Brief von Herrn Dr. Günter Krings vom Innenministerium v. 06.03.14 bekommen. Mit Bedauern müssen wir feststellen, dass die Antwort des Herrn Dr. Günter Krings für uns völlig unverständlich ist, unsere Bitte nicht betrifft und auf unsere dargelegte Probleme nicht eingeht. Der Inhalt des Briefes wundert uns jedoch nicht, weil die Beamten des Innenministeriums es perfekt gelernt haben, derart  Antworten zu erteilen. Herr Dr. Krings hatte uns zynisch auch die gemeinsame Erklärung des Runden Tisches v. 12.06.2011 zugeschickt. Der Beamte kennt sich sicherlich aus, dass die Politik der deutschen Regierung der polnischen Minderheit gegenüber, die sie nicht anerkennt, für die Polen benachteiligend ist. Wir möchten darauf hinweisen, dass im Jahr 2013 kein Treffen des Runden Tisches stattgefunden hat, obwohl der Paragraph V der Vereinbarung v. 12.06.2011 deutlich darüber spricht und zur Durchführung einer solchen Sitzung verpflichtet. Auch im Jahr 2014 hat es noch keine Sitzung des Runden Tisches gegeben. Wie können wir es glauben, dass der Beamte uns ernst nimmt und ehrlich behandelt? Die Feststellungen in seinem Brief beruhen auf den in der Gemeinsamen Erklärung festgeschriebenen Vereinbarungen des so genannten Runden Tisches und diese Vereinbarungen zitiert der Herr in dem Schreiben. Bloß es ist so, dass die deutsche Seite die Vereinbarung ganz bewusst und absichtlich nicht einhalten will. Die Verweigerung und den schlechten Willen sieht man daran, dass es gar nicht zu Sitzungen des unglücklichen Runden Tisches kommt. 

Nicht zufällig war unsere Bitte v. 30.10.2013 an Sie, sehr verehrter Herr Bürgermeister von Berlin, gerichtet. Wir hatten es mit Recht vorausgeahnt, dass die deutsche Regierung keinen Willen haben wird, die Vereinbarungen des so genannten Runden Tisches einzuhalten. 

Die Form der Verständigung alleine und der Name „Der Runde Tisch“ sind eine große Verachtung für normale, ehrliche Menschen. 

Die kommunistischen Verbrecher hatten sich diesen täuschenden Begriff ausgedacht, indem sie in Polen im Jahr 1989 den so genannten Runden Tisch einberufen hatten. Das Ziel war es, die Opposition zu täuschen und ihr die wichtigsten Errungenschaften wegzunehmen. Die Konsequenzen dieser schändlichen „Verständigung“ mit den Kommunisten sind für das polnische Volk verheerend. 

Der durch das Odium der Schande behaftete Runde Tisch vom 1989 diente, zur Ironie des Schicksals, als Muster bei der Einberufung des deutsch-polnischen Runden Tisches im Jahr 2010. 

Die Regierung der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska-PO) hat dabei kräftig mitgeholfen. 

Auch hier ist es nicht anders, man sieht es ganz klar: Die Vereinbarungen des deutsch-polnischen Runden Tisches sind eine Fiktion, Augenwischerei für kleine Leute, eine Blamage, ein Reinfall. Die deutsche Regierung tut alles daran, um die Vereinbarungen umzugehen und nicht einzuhalten. Und die Beamten der derzeitigen Tusk-Regierung helfen hier nach Kräften mit. Der beste Beweis dafür ist die letzte Abhöraffäre in Polen: der Staat ist wie eine Bananen-Republik – die PO-Politiker sorgen nur für ihren persönlichen Luxus und für den Machterhalt. Das Wohl des Volkes ist ihnen völlig egal. 

Wir hoffen auf Sie, sehr verehrter Bürgermeister von Berlin, dass Sie, als hoher SPD-Politiker, uns helfen werden, die jetzigen Machthaber der Bundesrepublik Deutschland auf Einen Kurs der Einhaltung der Abkommen zu bringen. Der bisherige Nichteinhalt der Abkommen ist, laut der römischen Maxime „pacta sunt servanta“, eine Schande. Der Bund der Polen in Deutschland e.V. hofft, dass Sie ihm helfen werden, seine Statuspflichten erfüllen zu können, wie dies bis zum 1.09.1939.möglich gewesen war. Danach, laut schändlichem Dekret von 27.02.1940 des Kriegsverbrechers Hermann Göring, hatte der Bund der Polen alles verloren. Wir beantragen entsprechende Räumlichkeiten, Ausstattung und Deckung der Personalkosten des Büros bis zum Zeitpunkt der Rückgabe der durch das o.g. Dekret Görings beschlagnahmten Vermögen an den Bund der Polen in Deutschland e.V. durch die deutsche Regierung. 

Wir bitten um ein Treffen, so schnell wie möglich, mit einem Landesbeauftragten für die Zusammenarbeit mit den deutschen Bürgern polnischer Herkunft und den Polen in Deutschland und ihren Organisationen (die gemeinsame Erklärung Punkt 2 Verweisungszeichen 8 des Runden Tisches vom 12.06.2011). Das Ziel des Treffens ist die Erörterung der technischen Fragen der Gründung des Büros des Bundes der Polen in Deutschland e.V. in Berlin und das Datum seiner Eröffnung.

Wir hoffen auf eine positive Antwort.

Hochachtungsvoll

Generalbeirat                                                        Revisionskommission

Józef Galiński                                                           A. J. Głowacki

